
Gesellschaftliche Entwicklungen
dem durch die Vorschaltung hochschuldidaktischer For- grundsätzlıch bereıits eın breiter Konsens anzubahnen. In
schungen verdrängt wırd. Die VO  _ allen Seiten als dring- gleicher Weise tordern Bayern und SPD-Kreıise 1n
lich erachtete Studienreform wırd aber alle Fronten NECU Hamburg iın etzter eıit ıne präzıise Abstimmung VO  =

aufreißen. Studienzıiel, NS und -dauer. Da{fß sıch AauUSs diesen FOor-
Die bisherigen vereinzelten Ansätze sınd 1m wesentlichen derungen keine spürbare Entlastung der Hochschulkapa-
davon bestimmt, Studıengänge einzurichten, die gC- zıtät ergeben wiırd, sondern das Gegenteıl, wırd sehr bald

deutlich werden. Denn die Mehrbelastung e1nes wenıgertatten, Regelstudienzeiten festzulegen. Abzubauen aber
ware das Auseinandertallen VO  e} hochschulintern geforder- als bisher gestuften Lehrkörpers durch Lehraufgaben wırd

Zwangswelse entweder ıne Stellenvermehrung oder dieten Kenntnissen, staatlichen Prüfungsordnungen und be-
ruflichen Qualifikationsansprüchen. Dazu wırd N siıcher weitgehende Einschränkung der Forschung den Uni1-

versıtäten nach sıch zıiehen mussen. In jedem Falle dürftenotwendıg se1n, in ıntensive Kontakte mMi1t den Berufs-
verbänden treten Man wırd einen Kompromi{fß ZW1- die Zeıt, 1in der es möglıch se1ın konnte, ideologische Aus-

einandersetzungen 1n die UnLversität tragen, endgültigschen der forschungsbestimmten und torschungsbezogenen
Lehre un: den sıch rasch wandelnden Bedingungen des vorbei se1n. Es bleibt abzuwarten, ob dies allen Beteilig-
modernen Berutslebens erzielen mussen. Hıer scheint sıch ten klar geworden ISt. Helmaut Kohlenberger

Kursäanderung INn der Vermögenspolitik?
Eın grundlegendes Orientierungsproblem der Gewerkschaften

Auf dem Höhepunkt des Wahlkampfes hat die Metall 7Ziel der Vermögenspolitik muß eiıne soz1al gerechtere
ıne Erklärung veröffentlicht, die nıcht NUuUr vermöÖgens- Vermögensverteilung se1InN, ıne Vermögensvertel-
politisch 1ıne kleine Sensatıon darstellt. egen der Aus- lung, die „einen höheren Anteıl der Arbeitnehmer der
einandersetzungen die Bundestagswahl 1St dieses Vor- gesamtwirtschaftlichen Vermögensbildung“ siıchert.
kommnis jedoch 1n der Oftentlichkeit gut W1e Sal nıcht „Die soziale Stellung des Arbeitnehmers kann durch
regıstriıert worden. In den Fachgremien des Deutschen vermögenspolitısche Ma{fnahmen nıcht grundsätzlichGewerkschaftsbundes und der Bundesregjierung wird INan geändert werden. Vermögenspolitik kann daher weder diesıch dagegen der weıitreichenden Folgen dieses Schrittes
mehr un mehr bewußfßt. Mitbestimmung noch den weıteren Ausbau des Systems

der kollektiven Sicherheit ersetzen.“

„Grundlage der Vermögenspolitik 1St ıne gerechtere
Einkommens- un: Steuerlastverteilung ... Vermögens-Eine überraschende Inıtiatıve der politische Mafßnahmen, die direkt oder iındirekt die aktive
Tarıfpolitik einschränken oder dıe ıne gerechtere Steuer-
lastverteilung verhindern, werden AaUus diesem Grunde als

Was 1St geschehen? Am Oktober hat der Erste Vor- ungee1gnet abgelehnt.“
sıtzende dieser Gewerkschaft, ugen Loderer, VOTLr Funk-
tionären 1ın München „Leitsätze der Metall ZUTE Ver- Dıie überbetriebliche Ertragsbeteiligung 1St bedenklıich,

weıl S1e direkt die Gewinne der Unternehmenmögenspolitik“ erläutert, die eine eindeutige Zurückwei-
SuNng aller Pläne ZUur Einführung einer gesetzlichen, über- knüpft Damıt tangıert S1e einerseıts den möglıchen

Spıtzensteuersatz in der Einkommens- und Körperschafts-betrieblichen Ertragsbeteiligung darstellen. Das 1St ine
Absage nıcht NUur die Adresse des DGB-Bundesvor- sSteuer, andererseıts wirkt die Verbindung MI1It dem Ge-

wınn auf dıe gewerkschaftliche Tarıfpolitiık zurück.standes, der MIt einem entsprechenden vermögenspolı-
tischen Modell LLEUC gewerkschaftspolitische Aktionstelder Wenn der Eftekt der Ertragsbeteiligung gesichert seıiın
erschließen wollte und sıch dabei der Konzeption einer soll, mussen die Anteıle der Arbeitnehmer für lange eit
eindeutig ausgerichteten Gruppe Junger Wissenschaftler un vielleicht prinzıipiell der Verfügung der Arbeit-
bediente:; das 1st auch eın deutlicher 1n wWweIls die nehmer werden. „Lange oder ar ew1ge perr-
Adresse der Regierungsparteıien, sıch nochmals über- risten mussen aber abgelehnt werden, weıl s1e den Ar-
legen, ob die se1it Jahren propagıerte „grofße Lösung” der beitnehmern NUr fiktive Vorteile bringen würden, die
Vermögenspolitik 1n der Einführung der überbetrieblichen entsprechenden Gegenreaktionen tühren müßten.“
Ertragsbeteiligung bestehen Ca ho Es Mu klar unterschieden werden zayıschen Ver-
Dıie kritischen Einwände der Metall basıeren auf tol- mögenspolitik einerseıts un der Kontrolle wirtschafllicher
genden Kerngedanken: Macht andererseiıts. „Eıne breıitere Streuung des Produk-
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tiıvvermögens aßt die priıvate Verfügungsgewalt ber mMung un! die Kontrolle wirtschaftlicher Macht. Oftenbar
Produktionsmittel aber 1m Prinzıp unangetastert. Auch die haben die Experten der größten deutschen Gewerkschaft
kollektive Beteiligung der Arbeitnehmer Produktiv- die Befürchtung, mıiıt der überbetrieblichen Ertragsbeteili-
vermögen über Fonds kann keine Lösung se1n, da diese, Sung könnten Wiıdersprüche 1n das Programm der (e-
abgesehen VO anderen Fragen, keinen mitbestimmenden werkschaftspolitik werden.
Einfluß siıchert, sich dagegen zwangsläufig negatıv auf die So mu{fß ine Gewıinn ansetzende obligatorische Er-
gewerkschaftliche Forderung nach qualifizierter Mitbe- tragsbeteiligung der Jeistungsfähigsten Unternehmen einer
stiımmung auswirken mu{fß.“ Branche dem tarıfpolitischen Gegenspieler der Gewerk-

Der Vermögenspolitik annn daher 99  ur ıne begrenzte schaft das gefährlıche Argument 1n die and spielen, für
gesellschaftspolitische Funktion“ zugewıesen werden ... Lohnverhandlungen stehe lediglich ıne Produktivi-
„Aus dieser Begrenzung ergeben sıch auch die Ansatz- tätszuwachs orıentierte arge Z Verfügung. Damıt aber
punkte tfür iıne sinnvolle Vermögenspolitik. Sıe liegen be]1 würde ine „entrale Forderung der aktiven Lohnpolitik
der gewerkschaftlichen Tarifpolitik (unter FEinschluß VO  $ selbst ın Frage gestellt. Das annn sıch die Metall nıcht
Verträgen über vermögenswirksame Leistungen), be] der leisten, denn 1n der Einkommenspolitik haben die Gewerk-
Steuerpolitik (gerechtere Steuerlastverteilung, iınsbeson- schaften bisher ıhr klassisches Operationsfeld gesehen.
dere Abbau der zahlreichen Vergünstigungen für höhere

Ahnlich steht miıt der gewerkschaftlichen Aufgabe, dieEinkommen) un be] der Verbesserung der staatliıchen
Sparförderung (Ausbau des 624-DM-Gesetzes, Eıgen- Posıtion des Arbeitnehmers stärken. Das 1St bisher miıt

Maßnahmen der sozialen Sıcherung, mit Bildungspolitiktumsförderungsmaßnahmen 1im Wohnungsbau UuSW.).“ un nıcht zuletzt mi1t der institutionalısıerten Vertretung
des Faktors Arbeit versucht worden. Auffassungen, die
1mM Zusammenhang mıiıt den Plänen des DGB-Bundesvor-

Offenkundiger ontras standes bekannt wurden, yingen 1el weıter. Mıt den
durch die überbetriebliche Ertragsbeteiligung schaffen-

Erstaunlich ISt;, daß diese Thesen erst dreı Monate nach den Fonds sollte eiıne „gesellschaftliche Vermögensbildung
dem Ordentlichen Bundeskongreiß des DGB 1n Berlın in Arbeitnehmerhand“ eingeleıtet werden, die als Macht-
auf diese Art vorgebracht worden sind. Denn schon se1it instrument w1e die „Erläuterungen“ Ausführten
März 1970 dıese Umrisse der vermögenspolitischen „eine Einflußnahme auf die Unternehmenspolitik 1M
Zielsetzung des DGB-Bundesvorstandes bekannt. Im No-
vember 1971 wurden fünf Thesen beschlossen, die 1m Junı

Sınne verteilungs- un gesellschaftspolitischer Ziele ei-

mögliıchen“ sollten. Das Arbeitnehmervermögen könnte
beim DGB-Kongrefßs miıt geringfügigen Änderungen als eingesetzt werden, 99 priıvate un gesellschaft-
Antrag des Bundesvorstandes vorlagen. So hätte sich die ıche Rationalität iın eın UuSSCWOSCNCECS Verhältnis
Gelegenheit einer eingehenden Diskussion geboten. Sıe bringen“.wahrzunehmen hat die Metall vermieden. Der Antrag Vermutlich haben die Praktiker der Mectall erkannt,des Bundesvorstandes wurde daher VO Kongrefß neben
anderen Anträgen VO  3 DGB-Gewerkschaften un Landes- daß dieser Stelle ıne bestimmte Ideologie deutlich

ZzZutage trat, die miıt Hılte der kollektiven Fonds nıcht NUrbezirken, die in die gleiche Rıichtung gingen, aNngeNOM-
11C1L1,. (Vgl hierzu die kritische Würdigung vermOgens- die prıivatautonome Struktur der Wirtschaft ausgehöhlt,

sondern letztlich auch die auf dem Gegenüber “O  S Kapı-politischer Pläne 1n September 1972, 463—468.)
tal un Arbeit basıerende Mitbestimmungsidee verfälscht

Der Kontrast „ayıschen der vermögenspolitischen Kon- hätte.
zeption der Metall und den Vorstellungen des Bun-
desvorstandes bzay des DGB-Kongresses ısSt offenkundig.
Es handelt sıch nıcht NUr darum, daß die 1n eiınem Modell- Problematische Übereinstimmungenentwurt tür ıne überbetriebliche Ertragsbeteiligung ent-

wickelten konkreten Vorschläge VO der Metall 1U  e Die Vermögenspolitik mi1ıt der Überlegung verbinden,
abgelehnt werden: wiıird damıt wohl auch die 1n den durch breite Streuung des Produktivvermögens das Pro-
„Erläuterungen“ seinem Antrag VO DGB-Bundes- blem der Kontrolle privater wirtschaftlicher Macht 1n den
vorstand nıedergelegte Auffassung zurückgewilesen, die rift bekommen, 1St. für die Metall schließlich

der überbetrieblichen Ertragsbeteiligung“„Aufgabe ebentalls ein unfruchtbares Unterfangen. Sıe wendet sıch
musse 9y  ÖOr dem Hintergrund des Sachverhaltes betrachtet damıt allerdings nıcht NUrLr pCcgCN die Kumulatıon VO

werden, da{fß Lohnpolitik un: Sparförderung nıcht AUS- Verfügungsmacht be1 kollektiven Fonds, sondern auch
reichen, die verteilungs- un: gesellschafftspolitischen Bestrebungen, durch breite, personenbezogene Teil-
Ziele optımal verwirkliıchen“. habe der einzelnen Arbeitnehmer Produktionsver-
Hıer 1St die Metall Zanz anderer Ansıcht. Be1 ihren mögen den Konzentrationsprozefß abzubremsen. Hıer 1St

ıhre Argumentatıon schwächsten. Sıe Sagı nıcht, w1ıe S1eEinwänden stehen vTeL gewerkschaftspolitische Schlüssel-
begriffe 1mM Mittelpunkt: dıie Tarıfpolitik, diıe Mitbestim- sıch die Lösung dieses Problems vorstellt. Man annn aber
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nıcht gut einen höheren Anteil der Ara der eue Ausgangslage?gesamtwirtschaftlichen Vermögensbildung (Leıitsatz
fordern, yleichzeitig aber”dieBeteiligung der Arbeitnehmer ber iımmerhiın 1St damıt ıne Ausgangslage gegeben, die

dem Vermögen, bei dem sıch der Vermögenszuwachs nıcht 1Ur den Deutschen Gewerkschaftsbund veranlassen
ansammelt, als gesellschaftspolitisches Ziel fallenlassen. wird, die Strategıe der Gewerkschaftspolitik für die Z
So erg1ıbt sich ıne höchst bemerkenswerte Sıtuation: In kurfft LICU überdenken. Bisher hatte INa  - den Eindruck,Hınsıcht auf die vermögenspolitische Weıterarbeit st1m- da{ß die gewerkschaftlichen Operationen sıch dreier In-
1391401 die größte deutsche Gewerkschaft un: die Bundes- STErumentfe bedienen sollten: der tarıtlichen Einkommens-
vereinıgung der Deutschen Arbeitgeberverbände 1n YrTeL
Punkten übereıin: politik, der Mitbestimmung un mehr un mehr der

Ausnutzung „kapitalıstischer“ Posiıtionen eLiwa über den
Beide remıen lehnen weıtere gesetzlıche Ma{fßnahmen ab, Bankensektor oder über Eigentumsmittel Produktions-
die ıne Beteiligung D“O Arbeitnehmern Erwerbsver- vermögen. Oftensichtlich sınd 190808 dıe renzen einer sol-
mogen se1 1mM Wege der überbetrieblichen Ertrags- chen Zangenbewegung auch innerhalb der Gewerkschaften
beteiligung, se1 es über direkte, personenbezogene Le1i- empfunden worden. Sıe verlauten dort, ıne Auswe1-
Stungen des Arbeitgebers erzwıngen wollen. Lung gewerkschaftlicher Zuständigkeiten syndıkalistische

TIrends in Gang bringt un sıch GewerkschaftsfunktionäreBeide Gremien treten 1L1LU  a nach jahrelangem Zögern
für tarıfvertragliche Abmachungen über yvermögenswirk- plötzlich iın der Rolle des Gegenspielers begegnen. Dıie

Metall scheint erkannt haben, da{flß das VO  — den
S$aMmMe Leistungen eın un für die Verbesserung der Aat-

lichen Sparförderung. Mitgliedern nıcht honoriert wırd.

Beide Gremien siınd jedoch csehr ryeservzert gegenüber Diese Sıtuation wiırd daher auch den Regjierungsparteıenwweiterreichenden gesellschaftspolitischen Funktionen der Stoft Z Nachdenken geben. Denn alle Argumente, die
Eigentumspolitik. Beide sprechen sıch i1ne „eInN- 1ın den Leıitsätzen der Meftall SCcHCNHN die überbetriebliche
seıtige Betonung des Produktivvermögens“ in der Ver- Ertragsbeteiligung und ıhre Auswirkungen vorgebracht
mögensdiskussion un Vermögenspolitik AUusS. S0 weısen werden, richten sıch auch die Überlegungen der
die Arbeitgeber auf das Ergebnis einer VO  — ıhnen Ver- Bundesregierung, auch wWwenn hier über die Ööhe der
anlaßten Meinungsumfrage hın, nach der siıch die Be- Gewinnabgabe, über den Kreıs der Berechtigten un nıcht
völkerung eindeutig für ıne persönliche, dem einzelnen Zzuletzt über dıe Ausgestaltung un: Funktion der Fonds
dienende Vermögensbildung ausgesprochen hat VO  - Anfang nıcht weıtgehende Vorstellungen Ww1e

beim Deutschen Gewerkschaftsbund bestanden. Man wirdSelbstverständlich bedeutet diese Übereinstimmung keı1-
NCSWCHS auch Gleichklang der übrıgen verteilungspoliti- se1n, W1€e weıt sıch dieses Ausscheren der

Metall 1n den erwartenden vermögenspolıtischenschen Zielsetzungen, eher ll die Metall die and
treı bekommen tfür ıne stärkere Ausnutzung der Ver- Schritten der Bundesregierung nıederschlagen wird.
handlungsspielräume. Außerdem 11l S$1e steuerpolitische

Paul BecherMöglichkeiten nıcht verbauen.

IntervieWw

Katholizısmus nach den Bundestagswahlen
Gespräch miıt dem Praäsidenten des Z Dr. Vogel

Stärker un zahlreicher als bei früheren Wahlentschei- öffentliche Werbung für uıne bestimmte Parte: engagıert.
dungen haben sıch hatholische Gremuen un Gruppen ım Zum erstenmal haben sıch katholische Gruppen UunN Fın-
Bundestagswahlkampf bzw. ın dessen gesellschaftspoliti- zelpersönlıichkeiten ın nennenswerter Zahl ın N-
schen Vorfeld durch Erklärungen, Aufrufe oder auch geseiztien politischen Lagern exponiert. War die Aus-


